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Fall 1 zu den Grundrechten

Jurastudent S ist wegen wiederholten Diebstahls von Büchern aus der Fakultätsbibliothek zu einer längeren Freiheitsstrafe verurteilt worden. In einer besonders schweren Stunde nimmt er Kontakt mit einem Verein auf, der Strafgefangenen Brieffreundschaften vermittelt. Der Verein stellt bald eine entsprechende Verbindung her. In einem Weihnachtsbrief an seinen treuen Brieffreund äußert S sich sehr negativ über den Anstaltsleiter. Dieser werde mangels Autorität nicht für voll genommen und sei „entweder Strohmann oder scheinheilig oder hinterhältig“. Außerdem veranlasst die vom Anstaltsleiter angeordnete Kontrolle von Weihnachtspaketen anderer Gefangener S zu der Äußerung, dass die Pakete „ausgeplündert“ worden seien, was zur „Erfüllung des täglichen Schikanesolls“ beigetragen und zudem einige „fette Beamtenmägen“ genährt habe. Schließlich weist er noch darauf hin, dass die Gefangenen seines Zellenblocks jeden Mittwoch zwischen 09.40 und 10.10 Uhr Rundgang im Hof an der Außenmauer haben, er stets um 09.55 Uhr exakt auf Höhe der Mauermitte steht, und er sich „vor allem in der zweiten Januarwoche sehr nach wirklich freier Luft sehnt“.
Für die Überwachung des Schriftverkehrs der Gefangenen ist der Anstaltsleiter zuständig. Jeden Abend liest er die Briefe der Gefangenen seiner Frau vor, um ihr ein Bild von der sittlich-moralischen Besserung der ihm anvertrauten Gestrauchelten zu verschaffen. Beim Verlesen des Briefes von S verschlägt es ihm den Atem. Zutiefst empört, trifft er die Entscheidung, den Brief anzuhalten. Er stützt sich dabei auf eine verwaltungsinterne Vorschrift, die das Anhalten von Schreiben gestattet, falls diese beleidigende Äußerungen enthalten oder Anstaltsverhältnisse erörtert werden, die den Gefangenen nicht persönlich angehen.

S ist der Ansicht, dass das Lesen und das Anhalten des Briefes rechtswidrig ist, und beschreitet dagegen den Rechtsweg. Allerdings bestätigt die letzte ordentliche Instanz, das Oberlandesgericht, das Anhalten des Briefes als rechtmäßig.
Wer hat Recht? Kann S sich gegen das Anhalten des Briefes noch wehren?

(Vgl. BVerfGE 33, 1 ff. – Strafgefangener)
Bedeutung der Grundrechte

Bindung:

Sämtliche staatliche Gewalt; Art. 1 III, 20 III GG

Wirkung:

Sog. "rechtsstaatliches Verteilungsprinzip":

  Rechtfertigungslast für jede staatliche

  Verkürzung privater Freiheit
Prüfungsfolge:
Schutzbereich  =>  Eingriff  =>  Rechtfertigung
Eingriffsrechtfertigung für:


I.

Ermächtigungsgrundlage































II.

Konkrete Maßnahme auf dieser

Grundlage
Anforderungen an Ermächtigungsgrundlage

A.
Gesetzliche Regelung


<=>

Parlamentsvorbehalt für

Wesentliches
B.
Formelle Rechtmäßigkeit

C.
Materielle Rechtmäßigkeit:

I.

Vorbehaltsanforderungen

(Bestimmtheit sowie besondere

Vorbehaltsanforderungen)
II.

Verhältnismäßigkeit:

1.

Geeignetheit zur Erreichung eines legitimen Zieles
2.

Erforderlichkeit (Gebot des mildesten Mittels)

3.

Verhältnismäßigkeit i.e.S. (Übermaßverbot)

Spezifischer Schutz: Verfassungsbeschwerde vor BVerfG

Geschichte der Menschenrechte

England:






Magna Charta Libertatum

(1215)

Act of Habeas Corpus




(1679)

Bill of Rights













(1689)

Nordamerika:

Virginian Bill of Rights





(1776)

US-Constitution











(1787/91)

Frankreich:



Déclaration des droits de

l`homme et du citoyen





(1789)

Entwicklung der Grund- und

Menschenrechte in Deutschland

Deutsche Bundesakte (1815) / Wiener Schlussakte (1819)
 => Streit über die "landständischen Vertretungen"

Süddt. Konstitutionalismus (1818/19):
Verfassungen in Bayern,

Baden, Württemberg

Juli-Revolution (1830):
Verfassungen in Sachsen, Kurhessen,

Hannover, Braunschweig

Paulskirchenverfassung
(1848/49)

Preußische Verfassungsurkunde
(1850)

 => preußischer Verfassungskonflikt (1861 - 1866)

Verfassung des Norddeutschen Bundes
(1866)

Reichsverfassung
(1871)

Weimarer Reichsverfassung
(1919)

Grundgesetz
(1949)

Grundrechtswirkungen und -dimensionen

1.

Subjektives Recht – objektiver Rechtssatz

2.

Klassische subjektiv-rechtliche Dimensionen:








status negativus

=>

negatorische Abwehr




G. Jellinek:








status positivus


=>

positive Leistung

status activus




=>

politische Mitwirkung

3.

Weitere Wirkungen und Dimensionen:

-

Einrichtungsgarantien

-

negative Kompetenznormen

-
Maßstab für Ausgestaltung und Auslegung einfachen Rechts

-

Schutzgewähr und Teilhabe

-

objektive Wertordnung

-

Organisation und Verfahren

Prüfungsaufbau für Freiheitsgrundrechte als Abwehrrechte
A.
Schutzbereich

B.
Eingriff in Schutzbereich

C.
Eingriffsrechtfertigung

I.

Einschränkungsmöglichkeit

II.

Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes (ErmGL)

1.

formell:



a)

Kompetenz

b)

Form und Verfahren

2.

materiell:

a)

besondere Anforderungen der Schranke

b)

allgemeine Vhmgkt.

c)

Art. 19 I und II GG

d)

Bestimmtheit (Wesentlichkeit)

III.
Verfassungsmäßigkeit des Einzelakts

1.

formell:



a)

Kompetenz
b)

Form und Verfahren
2.

materiell:

a)

entspricht Gesetz (ErmGL)

b)

allgemeine Vhmgkt.

c)

Bestimmtheit

Eingriff

1.

Klassischer Eingriff:

Verkürzung privater Freiheit erfolgt mit

a)

Finalität











(nicht Nebenfolge)

b)

Unmittelbarkeit




(nicht mittelbar)

c)

Rechtsakt









(nicht Realakt)

d)

Befehl bzw. Zwang

(nicht Anreiz)

2.

Andere Maßnahmen => weiter Eingriffsbegriff:
Eingriff, wenn Beeinträchtigung privater Freiheit

dem Staat zuzurechnen ist

Zurechnungstopoi:

-
Finalität / Wahrscheinlichkeit

-
Intensität

-
Kausalkettenentfernung

3. Kein Eingriff: Bloße Ausgestaltung oder Konkretisierung

Verhältnismäßigkeit

1.
Legitimer Zweck

2.
Geeignetheit des Mittels zur Erreichung dieses Zwecks

3.
Erforderlichkeit (Gebot des mildesten Mittels)

4.
Verhältnismäßigkeit i.e.S. (Übermaßverbot)  =>  Abwägung:

Bedeutung des




















Bedeutung der

Eingriffszwecks

















beschränkten Freiheit

nicht außer Verhältnis

i.S.v. Stimmigkeitskontrolle
vorbehaltlose Grundrechte

im Text keine Schranke
=>
unbeschränkter Schutz?

-

m.M.:
Schrankenübertragung

-

h.M.:

Kollidierendes Verfassungsrecht
=>
wie?

-
m.M.:
Schutzbereichsbeschränkung

-
h.M.:

Eingriffsrechtfertigung

Konkurrenzen
1.

Spezialität:
-
logisch

-
normativ

2.

Idealkonkurrenz
=>
kumulativer Schutz

Menschenwürde

(Art. 1 I GG)

1.
Sachlicher Schutzbereich:

-
Objektformel:
Mensch nicht bloßes Objekt des Staates

- a.M.: Mitgift-/ Leistungs-/ Kommunikationstheorie
-
Fallgruppen:

-
elementare Rechtsgleichheit

-
körperliche und geistig-seelische Integrität

-
Grundsicherung i.S.v. Existenz

2.
Rechtswirkungen:

-
"achten"




=>


Eingriffsabwehr

-
"schützen"


=>


Schutzpflicht

-
objektives und subjektives Recht einschließlich Vf.-B. (h.M.)

-
P.:
Schutz gegen sich selbst? => sehr str!
3.Eingriffsrechtfertigung:

-
h.M.:

-
nicht möglich, arg. e. "Wertigkeit" und Art. 79 III GG

-
aber: Schutz z.T. stärker / schwächer (prä-/postmortal)

-
a.M.:

Nur zum Schutz der Menschenwürde anderer möglich
-
m.M.:
Zum Schutz weiterer, hochrangiger Verfassungsgüter

möglich (=> kollidierendes Verfassungsrecht)
freie Entfaltung der Persönlichkeit

(Art. 2 I GG)

1.
Sachlicher Schutzbereich:

-
h.M.:

Allgemeine Handlungsfreiheit (=> Auffanggrundrecht)

-
a.A.:

Persönlichkeitskerntheorie

-
m.M.:
für Persönlichkeit relevante Entfaltung

2.
Rechtswirkung:
Eingriffsabwehr

3.
Eingriffsrechtfertigung:

-
"verfassungsmäßige Ordnung":
Einfacher Gesetzesvorbehalt
-
"Rechte anderer": -
h.M.:
Keine selbständige Bedeutung



-
a.A.:
Allgemeiner Nichtstörungsvorbehalt

-
"Sittengesetz":
Str!
-
e.M.:
Entsprechende Rechtsregeln




















-
a.M.:
Verweis auf Moralauffassung




















-
a.M.: Keine selbständige Bedeutung

allgemeines Persönlichkeitsrecht

(Art. 2 I GG i.V.m. Art. 1 I GG)

1.
Sachlicher Schutzbereich:

-

unbenanntes Freiheitsrecht zum stärkeren

Schutz der engeren persönlichen Lebenssphäre

-

Ausprägungen:
-

Recht auf informationelle Selbstbestimmung




















-

Ehrschutz




















-

Recht am eigenen Bild




















-

Recht auf Gegendarstellung




















-

Schutz der Vertraulichkeit und Integrität 






















informationstechnischer Systeme

2.
Rechtswirkung:

-

Abwehrrecht



















-

Schutzpflicht

3.
Eingriffsrechtfertigung:

-

einfacher Gesetzesvorbehalt

-

häufig Parlamentsvorbehalt (Bestimmtheit) intensiver
-

bei Abwägung i.S.d. Übermaßverbotes Schutzabstufung:

-

Intimsphäre








=>
Eingriffe i.d.R. nicht zulässig

-

Privatsphäre








=>
Eingriffe nur bei überwiegendem

Interesse der Allgemeinheit zulässig

-

Öffentlichkeitssphäre
=>
Eingriffe relativ leicht zulässig

Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit

(Art. 2 II 1 GG)

1.
Sachlicher Schutzbereich:

-
Leben:

körperliches Dasein iSv biologisch-physischer Existenz

-
körperl. Unversehrtheit:

-

Gesundheit im physiologischen Sinn










-

Gesundheit im psychologischen Sinn

2.
Rechtswirkungen:

-

Eingriffsabwehr





















-

Schutzpflichten

3.
Eingriffsrechtfertigung:

-
Gesetzesvorbehalt Art. 2 II 3 GG; wird verstanden als
=> Parlamentsvorbehalt (entgg. Wortlaut)



-
zudem Grenzen:
-
Art. 104 I 2 GG bei festgehaltenen Personen




















-
Art. 102 GG, Abschaffung der Todesstrafe

Freiheit der Person

(Art. 2 II 2 GG, Art. 104 GG)

1.
Sachlicher Schutzbereich:
Fortbewegungsfreiheit
2.
Rechtswirkung:
Eingriffsabwehr

3.
Eingriffsrechtfertigung:

a)

Art. 104 GG, spezieller Gesetzesvorbehalt

aa)
Art. 104 I GG:



Für Freiheitsbeschränkungen

Parlamentsvorbehalt (strikt)

bb)
Art. 104 II-IV GG:
Für Freiheitsentziehungen (intensiv)

qualifizierter Gesetzesvorbehalt; v.a.:

-

Richtervorbehalt

-

zeitliche Obergrenze der polizeilichen

Gewahrsam

-

Benachrichtigungspflicht

b)

sonst:
Art. 2 II 3 GG; i.E. als Gesetzesvorbehalt zu verstehen

Glaubensschutz im Grundgesetz

(Art. 4 GG; Art. 140 GG i.V.m. Art. 136 ff. WRV)

Systematik der Regelungen

Glaubens- und Bekenntnisfreiheit


individuell





































institutionell

und kollektiv
































 bzw. korporatistisch


Art. 4 GG






































Art. 140 GG

 iVm Art. 136 ff. WRV

Glaubens- und






Recht auf ungestörte





Gewissensfreiheit

Bekenntnisfreiheit




 Religionsausübung


Art. 4 I GG









Art. 4 II GG













Art. 4 I, III GG


Einheitliches Grundrecht

der Glaubensfreiheit (BVerfG)

Glaubensfreiheit

(Art. 4 I, II GG)

1.
Sachlicher Schutzbereich:
a)

Gegenstand:
-

Glaube:

Subjektive Wahrheitsüberzeugung

von einer Gesamtsicht der Welt

-

Weltanschauung:
Desgleichen, aber areligiös

i.S.v. nicht transzendental

b)

Verhalten:
-

bilden

(forum internum)

-

haben

 positiv / negativ

-

äußern

(forum externum)

-

handeln

-

Rücksicht auf Selbstverständnis der Glaubensträger

-

Grenze:
Behauptung muss plausibel sein nach tatsächlichem

geistigem Gehalt und äußerem Erscheinungsbild

2.
Rechtswirkungen:

-

Eingriffsabwehr





















-

Schutzpflichten

3.
Eingriffsrechtfertigung:
a)

Vorbehalt:
Str!

-
BVerfG:







Vorbehaltlos
=>
nur kollidierende Verf.-Güter

-
BVerwG / h.L.:

Einfacher Gesetzesvorbehalt (arg. e.

Art. 140 GG iVm Art. 136 I WRV)

b)

lex specialis:

Art. 136 III 2 WRV

c)

Reichweite des Gesetzesvorbehalts: Str!






-
BVerfG:
Evtl. genügt organisationsrechtlicher o.ä. Titel






-
h.L.:



Stets (parlaments-)gesetzliche ErmGL erforderlich

Gewissensfreiheit

(Art. 4 I, III GG)

1.
Sachlicher Schutzbereich:
a)

Gewissen:


An Gut und Böse orientierte bindende bzw.

verpflichtende Überzeugung des Einzelnen

b)

Verhalten:
-

bilden

(forum internum)

-

haben

positiv / negativ

-

äußern

(forum externum)

-

handeln

2.
Rechtswirkungen:

-

Eingriffsabwehr


















-

Schutzpflichten

3.
Eingriffsrechtfertigung: Kollidierende Verfassungsrechtsgüter

Meinungsfreiheit

(Art. 5 I 1 GG)

A.
Schutzbereich:
1.
Gegenstand:
Meinung
a)

Werturteile (Elemente des Meinens und Dafürhaltens)

b)

Tatsachenbehauptungen: Str!









-

grundsätzlich:
Ja









-

Ausnahmen:

-
erwiesen bzw. bewusst Unwahres (str.)
























-
einfachste Mitteilungen
























-
Werbung (sehr str.)

2.
Verhalten:
Äußern und Verbreiten in Wort, Schrift, Bild
-

geschützt auch:

-

Empfangsfreiheit

-

negative Meinungsfreiheit

B.
Rechtswirkung:

Eingriffsabwehr

C.
Eingriffsrechtfertigung: Art. 5 II GG
1.
Allgemeines Gesetz:

a)

Gesetz:
-
im Grundsatz Gesetz im materiellen Sinn

-
aber häufig Parlamentsvorbehalt einschlägig

b)

Allgemein:

aa)
Sonderrechtsverbot: nicht gegen Inhalt der Meinung

-

möglich:

Wegen Art und Weise der Äußerung sowie

wegen Folgen der inhaltlichen Äußerung










- P: § 130 Abs. 4 StGB -> BVerfGE 124, 300 (Wunsiedel)

und

bb)
Abwägung / Wechselwirkung:

-

entspricht Verhältnismäßigkeit i.e.S.

-

Bedeutung auch für Auslegungs- und Deutungsebene

=>
im Ergebnis nicht geschützt:
Druck / Zwang zur

Meinungsdurchsetzung

2.
Schutz der Jugend (str.: Unterfall der allg. Gesetze)
3.
Recht der persönlichen Ehre (str.: Unterfall der allg. Gesetze)
4.
Spezielle Schrankenschranke:
Zensurverbot (Art. 5 I 3 GG)

=>
absolutes Verbot der Vorzensur

Informationsfreiheit

(Art. 5 I 1 GG)

-

allgemein zugängliche Quelle:
Bestimmung und tatsächliche

Eignung zu Zugang durch

individuell nicht bestimmbaren

Personenkreis

-

=>

nicht ausschlaggebend: 


Rechtliche Eignung

Pressefreiheit

(Art. 5 I 2 GG)

-

Schutzbereich weit einschließlich inhaltsferner Hilfs-,

Herstellungs- und Zuliefertätigkeiten

-

beachte:
Innere Pressefreiheit durch Drittwirkung des GrdR

Filmfreiheit

(Art. 5 I 2 GG)

Rundfunkfreiheit

(Art. 5 I 2 GG)

-

Wirkung:
-

im Ergebnis dienende Freiheit

-

obj.-r. Dimension überlagert subj. Abwehrwirkung

des Freiheitsrechts in Teilen

-

Wahrnehmung durch ö.-r., aber staatsfern organisierte sowie

durch private Betreiber

Freiheit der Kunst

(Art. 5 III GG)

A.
Schutzbereich

1.

Gegenstand:
Kunst:
-
formal:


Bekannte Werkformen

-
material:
Freie schöpferische

Gestaltung

-
offen:



Interpretationsfähiger

Aussagegehalt

2.

Verhalten:
Werk- und Wirkbereich

=>

P.:

Beschränkung des Schutzbereichs auf

auch sonst erlaubtes Verhalten?

B.
Rechtswirkung: Abwehrrecht
C.
Eingriffsrechtfertigung: kollidierendes Verfassungsrecht

Freiheit der Wissenschaft

(Art. 5 III GG)

A.
Schutzbereich:







Wissenschaft

Forschung




und





Lehre

1.
Gegenstand:
Wissenschaft:
-
Ziel der Wahrheitsermittlung
durch kritische Hinterfragung

gewonnener Erkenntnisse

-
ernsthaft iSv gewissem

Kenntnisstand

-
planmäßig iSv methodischem

Vorgehen

2.
Verhalten:

Werk- und Wirkbereich

=>

P.:

Beschränkung des Schutzbereichs auf

auch sonst erlaubtes Verhalten?

B.
Rechtswirkung:

-

Abwehrrecht



















-

objektiv-rechtliche Einrichtungsgarantie

C.
Eingriffsrechtfertigung: Kollidierendes Verfassungsrecht

für die Lehre: Art. 5 III 2 GG:

-
h.M.:
Konkretiserung der

immanenten Schranken

-
a.A.:
Begrenzung des

Schutzbereichs

Grundrechtsträger/-berechtigter


juristische Person



















natürliche Person


Art. 19 III 1 GG












Deutsche
r


EU-Bürger

Mensch


ausländisch: Nur Art. 19 IV, 101 I 2, 103 I GG

inländisch









EU: Wie inländisch (BVerfGE 129, 78)

“Wesen”:

-
Rspr.:

personales Substrat hinter jur. Person











-
h.L.:

grundrechtstypische Gefährdungslage

der juristischen Person selbst


P.:
Juristische Personen des öffentlichen Rechts

-

Grundsatz:
nicht grundr.-berechtigt, sondern -verpflichtet

-

Ausnahme:
grundrechtstypische Gefährdungslage, va wg.

Übertragung staatsfern organisierten Bereichs:

-

staatliche Hochschulen für Art. 5 III GG

-

ö.-r. Rundfunkanstalten für Art. 5 I 2 GG

-

Religionsgesellschaften iSv Art. 137 V 1

WRV für Art. 4 GG

-

Ausnahme:
Beherrschung durch anderen EU-Staat bzw.

ausländischen Staat

P: Politische Parteien

· grds. grundrechtsfähig

· Art. 21 I 1 GG -> Organstreitverfahren

P.:
sog. gemischwirtschaftliche Unternehmen

-

BVerfG:

-
maßgeblich ist Einfluss des Hoheitsträgers












-
keine Grundrechtsträgerschaft, wenn
Unternehmen ganz/ mehrheitlich in öffentlicher
Hand (BVerfGE 128, 226 – Fraport)

-

Lit.:





Im Grundsatz grundrechtsfähig nach “Wesen”

Grundrechtsbindung/-verpflichteter

1.

Grundsatz: Art. 1 III, 20 III GG, staatliche Gewalt

2.

P.:

gemischtwirtschafliche Unternehmen:

-

BVerfG:

Maßgeblich ist Einfluss des Hoheitsträgers
(Bindung ab über 50% der Anteile in
 öffentlicher Hand)
-

Lit.:





Im Grundsatz nicht grundrechtsverpflichtet

3.

P.:

Fiskalgeltung der Grundrechte:








-

Verwaltungsprivatrecht: Volle Bindung



Hilfsgeschäfte der Verwaltung 

-

Fiskalverwaltung:


Vermögensverwaltung



Erwerbswirtschaftliche Betätigung

- BVerfG: Keine „Flucht ins Privatrecht“

-
a.A:


Keine Bindung an Grundrechte

4.

P.:

Bindung Privater durch Drittwirkung und Schutzpflichten

-

Grundsatz:


Keine unmittelbare Drittwirkung

-

Ausnahmen:

Art. 9 III 2, 20 IV, 38 I iVm 48 i, II GG

-

aber:








Mittelbare Drittwirkung im Wege
entsprechender einfachrechtlicher
Rechtssätze (Ausstrahlung) möglich,
v.a. bei Schutzpflicht des Staates

5. P: Grundrechtsverpflichtung der Europäischen Union

Ehe und Familie

(Art. 6 GG)
A.
Schutzbereich:
1.

Ehe:
Grundsätzlich umfassende und unauflösliche

Lebensgemeinschaft von Mann und Frau

2.

Familie:
Gemeinschaft von Eltern(teilen) und Kindern

B.
Grundrechtswirkungen:

1.

Abwehrrecht (Art. 6 I, II 1 GG)

beachte:
Charakter einer Institutsgarantie

-
Rechtsinstitut des Privatrechts

-
setzt deshalb Gesetze voraus

-
Eingriff durch Gesetzgeber erst, falls nicht mehr

Fortentwicklung tradierter Rechtsform

2.

Schutzpflichten

-
Art. 6 I GG, Ehe und Familie

=>

Abstandsgebot gegenüber

rechtlicher Regelung anderer

Lebensgemeinschaften?

-
Art. 6 IV GG, Schutz und Fürsorge zugunsten der Mütter

3.

Auftrag an den Gesetzgeber in Art. 6 V GG

C.
Eingriffsrechtfertigungen

-

Art. 6 I GG:


Vorbehaltloser Schutz; Rechtfertigung nur durch

kollidierendes Verfassungsrecht möglich

-

Art. 6 II GG:

Qualifizierter Gesetzesvorbehalt des Art. 6 II 2 GG

-

Art. 6 III GG:

Schranken-Schranke dieses speziellen

Eingriffsvorbehalts

Schulwesen

(Art. 7 GG)
Versammlungsfreiheit

(Art. 8 GG)
A.
Schutzbereich:
1.

Versammlung:

-

Ansammlung mehrerer Personen

- 
im öffentlichen Straßenraum



- auch: Orte allgemeiner Kommunikation (Einkaufszentrum,
Flughafen [BVerfGE 128, 226])

-

innere Verbindung durch gemeinsamen Zweck

-

weitere Anforderungen an diesen Zweck: str!

-
e.M.:
Keine weiteren Anforderungen

-
h.M.:
Gemeinsame Meinungsbildung und -äußerung

-
a.M.:
Nur öffentliche Angelegenheiten

vgl. BVerfG: Grenzfall der Love-Parade (mit speziellem

Hintergrund der Müllbeseitigungskosten)


=> Ziel der Teilhabe an öfftl. Meinungsbildung nötig!
2.

Friedlich:

Unfriedlich bei gewalttätigem / aufrührerischem 

Charakter der Versammlung; nicht genügend:
-

Gewalt von einzelnen Personen

-

wenige geringe Rechtsverstöße

-

Gewalt von Gegendemonstration (Ausnahme:

polizeilicher Notstand)

und

3.

Ohne Waffen:
-

Meinungsäußerung, nicht Zwangsmittel

-

Schutzgegenstände alleine keine Waffen, aber

mglw. Indiz für "Unfriedlichkeit"

B.
Wirkung:
Abwehrrecht

C.
Eingriffsrechtfertigung:
1.

Unter freiem Himmel:

Art. 8 II GG, einfacher Ges.-vbhlt (VersG)
-

freier Himmel:
Abgrenzung zur Außenwelt (str.)

-

im „öffentlichen Raum“ (BVerfGE 128, 226)

-

im Übrigen:



Allgemeine Verhältnismäßigkeit; insbesondere:

-

verfassungskonforme Auslegung Anmel-

dungsfristen für Spontan-/Eilversammlungen
-

bei Gegendemonstration und

Eskalationsgefahr grundsätzlich

Vorgehen gegen Gegendemonstration;

Auflösung der Erstdemonstration nur bei

polizeilichem Notstand verhältnismäßig 

-

Verbot wegen des Zeitpunktes der 

Versammlung zum Schutz der öffentlichen Ordnung
2.

Im Übrigen:
Allein kollidierendes Verfassungsrecht

Vereinigungsfreiheit

(Art. 9 I, II GG)
A.
Schutzbereich:

1.
Sachlicher Schutzbereich:
Vereinigung / Gesellschaft:

-

freiwilliger Zusammenschluss (h.M.); nicht erfüllt bei

Zwangsmitgliedschaft in ö.-r. Körperschaft

-

natürlicher und/oder jur. Personen (str: mind. 2 Pers.)
-

die einen gemeinsamen Zweck verfolgen

-

auf bestimmte Dauer angelegt (anders: Versammlung)

-

ein Mindestmaß an Organisation aufweist

2.
Verhalten:

-
Bildung/ Beitritt/ Verbleib
-
Betätigung (h.M., aber str.)

auch geschützt:

-

kollektive Vereinigungsfreiheit (h.M.;

Lit.: Art. 19 III GG)

-

negative Vereinigungsfreiheit (h.M.)

=>
aber: Gegen Zwangsmitgliedschaft in ö.-r.

Körperschaft nur Art. 2 I GG !

B.
Wirkung:
Abwehrrecht

C.
Eingriffsrechtfertigung:

-
Art. 9 II GG (h.M.; a.A.: bereits nicht im Schutzbereich)

-
kollidierendes Verfassungsrecht

Koalitionsfreiheit

(Art. 9 III GG)
A.
Schutzbereich:

1.

Sachlicher Schutzbereich:

-

Vereinigung iSv Art. 9 I GG

-

auf Zwecke des Art. 9 III GG bezogen

-

Gegenerfreiheit iSv ausschließlich ArbG oder ArbN

-

Gegenerunabhängigkeit iSv wirtschaftlicher Selbständigkeit

ggü. Gegenseite

-

Überbetrieblichkeit

nicht erforderlich: Kampfbereitschaft (aber Indizwirkung für andere Vorausetzungen)

2.

Verhalten:

-

alles mit Zweckbezug bis einschl. Arbeitskampfmaßnahmen,

wie z.B. Streik, Aussperrung

-

nicht geschützt: allg. polit. Sympathiestreik, wilder Streik etc.,

da Bezug zu Zweck des Art. 9 III GG fehlt

auch geschützt:

-

kollektive Koalitionsfreiheit

-

negative Koalitionsfreiheit

B.
Wirkung:

-

Abwehrrecht

-

unmittelbare Drittwirkung durch Art. 9 III 2 GG

C.
Eingriffsrechtfertigung:

-

Art. 9 II GG (h.M.)

-

i.Ü. kollidierendes Verfassungsrecht

-

Schranken-Schranke: Art. 9 III 3 GG

Vhmgkt.

=>
im Arbeitskampf Rechtmäßigkeit von Maßnahmen

nach Abwägung zwischen ArbG- und ArbN-

Maßnahmen mit Folge der Gleichgewichtslage nach Richterrecht

Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis

(Art. 10 GG)
A.
Schutzbereich:

1.

Brief:

Alle schriftlichen Mitteilungen zwischen Absender

und individuellem Empfänger

2.

Post:

Alle von der Post übermittelten Sendungen

3.

Fernmeldung:
Sämtliche Kommunikation mittels unkörperlicher

Signale

P: Speicherung von Daten (Abgrenzung Art. 10, 13, 2 I GG)
B.
Wirkung:

-

Abwehrrecht

-

Schutzpflicht

C.
Eingriffsrechtfertigung:
-

Art. 10 II GG

-

P: Schrankenübertragung aus Art. 2 I GG (BVerfGE 124, 43)
Freizügigkeit

(Art. 11 GG)
A.
Schutzbereich:

-

Aufenthalt (vorübergehendes Verweilen) und Wohnsitz

(ständige Niederlassung) nehmen

-

Einreise und Einwanderung

-

nicht geschützt: Ausreise
=>
Art. 2 I GG einschlägig

B.
Wirkung:
Abwehrrecht

C.
Eingriffsrechtfertigung:

-

Art. 11 II GG

-

Art. 17a II GG
Berufsfreiheit

(Art. 12 I GG)
BVerfG:

Ein einheitliches Grundrecht der Berufsfreiheit
A.
Schutzbereich:

I.
Sachlicher Schutzbereich:

1.
Beruf:
-

auf gewisse Dauer angelegte Tätigkeit, die

-

auf Schaffung und Erhaltung einer Lebensgrundlage zielt

-

Erlaubtheit i.S.v. nicht nur sozialschädlich: Str!
2.
Ausbildungsstätte:
alle Einrichtungen der beruflichen Ausbildung

3.
Arbeitsplatz:
Stätte, an der berufliche Tätigkeit ausgeübt wird

II.
Verhalten:

-
 Wahl

-
 Ausübung

B.
Wirkung:
I.
Abwehrrecht: Eingriff nur, falls „berufsregelnde Tendenz“

-
subjektiv:

-
zielt auf Berufsregelung

-
objektiv: 

-
unmittelbare Auswirkung auf berufliche Tätigkeit

-
mittelbare Auswirkung auf berufliche Tätigkeit

von einigem Gewicht

II.

Teilhaberecht:
aus Gleichbehandlung (Art. 3 GG)

III.
Verfahrensrechtliche Dimension

C.
Eingriffsrechtfertigung:
einheitlicher Gesetzesvorbehalt

I.
Allgemeine Verhältnismäßigkeit

Dabei Typisierung des Verhältnisses von Mittel und Ziel im

Rahmen der Verhältnismäßigkeit i.e.S. in drei Stufen:

-

objektive Zulassung

=>
zur Abwehr höchstwahrscheinlicher




























schwerer Gefahren für überragend




























wichtiges Gemeinschaftsgut

-

subjektive Zulassung
=> Ausübung des Berufs ohne Erfüllung




























der Voraussetzungen unmöglich oder




























unsachgemäß i.S.v. Gefahr / Schäden




























für Allgemeinheit

-

Ausübung










 
=> vernünftige Erwägungen des 



































Allgemeinwohls / Gesichtspunkte der




























Zweckmäßigkeit

II.
Wesentlichkeit und Bestimmtheit

Beachte dabei:

-

Abgrenzung zwischen Wahl und Ausübung häufig nach

tradierten und rechtlich geregelten Berufsbildern
-

höhere Stufe nur dann notwendig, wenn niedrigere Stufe mit



hoher Wahrscheinlichkeit nicht wirksam zur Erreichung des Ziels

-

innerhalb der Stufen Abwägung wie üblich im Rahmen der



Verhältnismäßigkeit vorzunehmen

-

von Stufentypisierung lösen, falls diese der Schwere des



Eingriffs nicht angemessen; dann für Rf.-Anforderungen auf



höhere Stufe gehen entsprechend allgemeiner Vhmgkt. i.e.S.

-

desgleichen für Parlamentsvorbehalt
-

Wesentlichkeit: Wesentliche Regelungen durch Gesetzgeber



selbst zu regeln und nicht durch dazu ermächtigte Verwaltung /



Berufsverbände / berufsständische Kammern mit Satzungsgewalt

-

Berufswahlregelungen i.d.R. wesentlich

-

Berufsausübungsregelungen i.d.R. nicht wesentlich

-

aber s.o. zur Eingriffsschwere: Berufsausübungsregelung durch

„statusbildende Regelungen“ kommen in Wirkung Berufs-

wahlregelung nahe => Grundsätze durch Gesetzgeber zu
regeln, Einzelheiten der Berufsausübung durch Berufsverbände
regelbar
Arbeit und Zwang

(Art. 12 II, III GG)
-

Art. 12 II, III GG schützen vor staatlichem Zwang zu Arbeit

- 
sind Schranken-Schranke gegenüber Zwang zu Arbeitsleistungen

1.
Arbeitszwang:
- Arbeitsleistung

















- üblicherweise als Beruf i.S.v. erwerbsmäßig


















erbrachter Leistung

















- mit gewissem Aufwand verbunden

















- Zwang, bestimmte Arbeitsleistung persönlich zu


















erbringen

2.
Zwangsarbeit:
Zwang zu Einsatz der gesamten Arbeitskraft

















in bestimmter Weise

3.
Dienstleistungspflicht i.S.v. Art. 12 II 2. Hs GG: Enge, historische
















































Auslegung

Prof. Dr. Bernd Grzeszick, LL.M.

Fall 2 zu den Grundrechten

Die Ärztin A ist Augenärztin und Neurologin. Sie wird durch eine Reihe von Regelungen in ihrer beruflichen Tätigkeit erheblich eingeschränkt:



Zum einen muss sie eine ganze Reihe verschiedenster Weiterbildungsmaßnahmen, Prüfungen und Fortbildungsmaßnahmen über sich ergehen lassen, um als Fachärztin anerkannt und damit auf dem von ihr eigentlich angestrebtem Gebiet der Augenheilkunde dauerhaft, umfassend und wirtschaftlich lohnend tätig sein zu dürfen. Diese Voraussetzungen werden in der Berufs- bzw. Fachordnung bestimmt, die Satzungen der Landesärztekammer sind. Die Ärztekammer ist durch ein Gesetz generell dazu ermächtigt, die Voraussetzungen einer Tätigkeit als Facharzt zu regeln. In der Berufsordnung der Ärztekammer der A wird dann weiter bestimmt, dass Fachärzte grundsätzlich nur in ihrem jeweiligen Fachbereich tätig sein dürfen. Zudem darf stets nur eine Facharztbezeichnung geführt werden, obwohl ein Arzt sich für mehrere Fachbreiche qualifizieren kann. 



Damit nicht genug: Ihr Antrag auf Zulassung der vertraglichen Abrechnung ihrer Leistungen mit der gesetzlichen Krankenversicherung (Zulassung als Kassenärztin) an ihrem Wonhort wird abgelehnt, weil dort bereits zu viele Ärzte als Kassenarzt tätig seien. Rechtsgrundlage für die Genehmigungspflicht ist ein Gesetz, dass den zuständigen Bundesminister zum Erlass einer Rechtsverordnung ermächtigt. In der einschlägigen Rechtsverordnung wird festgelegt, dass auf 500 Kassenmitglieder maximal ein Arzt zuzulassen ist. Diese Grenze ist am Wohnort der A tatsächlich bereits erreicht.



A ist der Ansicht, dass die verschiedenen Beschränkungen ihrer beruflichen Freiheit rechtswidrig sind. Ist ihre Ansicht zutreffend?

(Vgl. BVerfGE 11, 30 ff. - Kassenarzt-Urteil und BVerfGE 33, 125 ff. - Facharzt)

Unverletzlichkeit der Wohnung

(Art. 13 GG)
A.
Schutzbereich:

I.
Sachlicher Schutzbereich:

-

Wohnung:
räumliche Sphäre,
in der sich Privatleben entfaltet

-

P.:

Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume geschützt?

-

grundsätzlich: Ja

-

Geschäftsräume mit öffentlichem Zutritt: Nein

II.
Persönlicher Schutzbereich:

-

Besitzer, nicht Eigentümer

· Besitz muss zivilrechtlich

berechtigt sein (str.)

B.
Wirkung:

Abwehrrecht

C.
Eingriffsrechtfertigung:
Gesetzesvorbehalte, Art. 13 II-VII GG

I.

Durchsuchung i.S.v. Art. 13 II GG:

-

ziel- und zweckgerichtetes Suchen staatlicher Organe

-

nach Personen oder Sachen

-

die mglw. in Wohnung sind, um dem Zugriff entzogen zu sein

II.

Einsatz technischer Mittel („Lauschangriff“): Art. 13 III-V GG

III.
Sonstige Eingriffe: Art. 13 VII GG
str.:

Betretungs- und Besichtigungsbefugnisse der

Ordnungsbehörden:

-

Rspr.:
I.E. wie Art. 2 I GG
-

h.L.:

Art. 13 II, VII GG

Eigentum

(Art. 14, 15 GG)
A.
Schutzbereich:

I.
Sachlicher Schutzbereich:

1.
Eigentum:

-

Rechtsposition

-

vermögenswert

-

privatnützig (i.S.v. privater Verfügungsbefugnis)

2.
Erbrecht:

Recht des Erblassers, Vermögen frei zu vererben

(Testierfreiheit)

II.
Problemfälle:

1.
Vermögen und Steuer:

- Vermögen als solches nicht als Eigentum geschützt

- aber gegenüber Steuer: Halbteilungsgrundsatz (BVerfG; str.)

2.
Gewerbebetrieb:

-
bloße Gewinnaussichten und Erfolgschancen grundsätzlich

nicht geschützt, da keine Rechtsposition

-
Erworbenes fällt unter Art. 14 GG, Erwerb unter Art. 12 GG

-
P.:
eingerichteter und ausgeübter Gewerbebetrieb

-
BGH: 


geschützt wird alles, was wirschaftlichen Wert

ausmacht (Kundenstamm, Marktstellung etc.)

-
BVerfG:
Schutz durch tatsächliche Zusammenfassung als

Gewerbebetrieb nicht weiter als Schutz der

wirtschaftlichen Grundlage des Betriebs als

Eigentum (ohnehin) reicht

3.

Öfftl.-rechtliche Rechtspositionen:

-

öfftl.-rechtl. vermögenswerte Rechte soweit geschüzt, als sie:

-

dem Inhaber privatnützig zugeordnet (zur freien Verfügung)

-

zumindest teilweise Äquivalent eigener Leistung sind
-

der Sicherung der Existenz dienen (nach R.Spr. für

sozialversicherungsrechtliche Ansprüche erforderlich; str.)

4.

Sozialversicherungsrechtliche Ansprüche:

-

nach obigen Grundsätzen als Eigentum geschützt

-

solidarischer Charakter der Versicherung führt aber zu

solidarischem Charakter des entsprechenden Eigentums

-

Anspruch zwar als Eigentum geschützt, aber in Höhe offen

wegen solidarischem Inhalt des Anspruchs

III.
Umfang des Schutzes:
Bestand

Nutzung








des Eigentums

Wert

B.
Wirkung:

Abwehrrecht
I.
Bindung des Gesetzgebers

-

zwar normgeprägter Schutzbereich

-

aber nicht freie Inhaltsbestimmung durch den Gesetzgeber,

sondern verfassungsrechtlicher Eigentumsbegriff, der auch den

Gesetzgeber bindet und Rechtfertigung verlangt

-

Inhalt und Schranken des Eigentums sind zu trennen anhand

des verfassungsrechtlichen Eigentumsbegriffes (str.)

-

Leitbild: Eigentum i.S. (umfassendes) Sacheigentum des BGB

-

Sozialbindung bindet nicht bereits an sich, da kein bestimmter

Inhalt, sondern verweist nur auf Einschränkungsmöglichkeit des Gesetzgebers, der dabei Rechtfertigungslast erfüllen muss
II.
Institutsgarantie

-

Art. 14 GG enthält Institutsgarantie

-

erfordert Grundbestand von Normen, die ein Rechtsinstitut

ausformen, dass den Namen Eigentum verdient

-

dazu muss Zuordnung zu privatem Rechtsträger und dessen

grundsätzliche Verfügungsbefugnis gegeben sein

-

Sachbereiche, die zum elementaren Bestand grundrechtlich

geschützter Tätigkeit gehören, dürfen der Privatrechtsordnung

nicht entzogen werden

C.
Eingriffsrechtfertigung:
I.
Enteignung, Art. 14 III GG:
a)
Enteignung:

-
formaler Enteignungsbegriff
















-
Enteignung ist die vollständige oder teilweise
















Entziehung konkreter subjektiver
















Rechtspositionen Einzelner

-
neues BVerfG: Güterverschaffung nötig

=>

-

konkret



(nicht:
abstrakt)

-

individuell
(nicht:
generell)

-

Entzug



(nicht:
Beschränkung / Verkürzung)

Beachte:

Abgrenzung formal, nicht material, deshalb











unabhängig von Schwere des Eingriffs für den










Eigentümer; dafür ausgleichspflichtige Inhalts- und










Schrankenbestimmung möglich!

b)
Formen:

-

Legalenteignung:







Entzug durch Gesetz

-

Administrativenteignung:
Entzug aufgrund Gesetz

durch administrative

Maßnahme

c)
Voraussetzungen einer Enteignung:

-

zum Wohle der Allgemeinheit geeignet und erforderlich

(Art. 14 III 1 GG)

-

parlamentsgesetzliche ErmGL erforderlich (Art. 14 III 2 GG)

-

darin Regelung von Art + Ausmaß der Entschädigung nötig

(Art. 14 III 2 GG)

-

dabei gerechte Abwägung (Art. 14 III 3 GG)

II.
Inhalts- und Schrankenbestimmung, Art. 14 I 2 GG:
-

Grundsatz der Vhmgkt. zu beachten

-

Abwägung nach Eigenart des Rechts:



-

Bedeutung für Eigentümer (personale Funktion)





















vs.



-

Bedeutung für andere (soziale Funktion)

-

soweit grundsätzlich vehältnismäßige Norm ausnahmsweise zu

übermäßigen Eingriffen führt, ist dies durch Ausgleich zumutbar
-

BVerfG: Ausgleichspflichtige Inhalts- u. Schrankenbestimmung
-

u.a. der Fall bei Beeinträchtigung besonderen Vertrauens

-

Ausgleich in erster Linie in Bezug auf Bestandsgarantie
=>
Ausnahmen, Härteklauseln, Übergangsregeln
-

soweit dies nicht möglich ist, ohne gesetzliche Regelung zu


unterlaufen, Ausgleich in Bezug auf Wertgarantie
=>
Ausgleichszahlung, Übernahmeanspruch
-

soweit Beschränkung durch VA erfolgt, muss zudem wg. RS-
Last zugleich Entscheidung über Ausgleich zumindest dem
Grunde nach erfolgen

=>
verwaltungsverfahrensrechtlicher Schutz
-

die Ausgleichsmechanismen muss der Gesetzgeber im Gesetz

hinreichend genau regeln

=>
Regelungspflicht des Gesetzgebers
III.
Institutsgarantie:
-
weitere Schranken-Schranke für Eingriffe in Eigentum

-
Inhalt: Siehe oben

Prof. Dr. Bernd Grzeszick, LL.M.

Fall 3 zu den Grundrechten

Die A-AG ist Eigentümerin einer in Hessen gegen Ende des 19. Jahrhunderts als Direktorenwohnhaus errichteten Villa. Die Villa wurde zunächst als Wohnhaus, dann zu betrieblichen Zwecken genutzt und steht seit 1981 leer. Die Villa lässt sich zu betrieblichen Zwecken nicht mehr nutzen; Bemühungen um Vermietung, Verpachtung oder Verkauf sind gescheitert. Die Unterhaltskosten der Villa betragen 150.000 € jährlich, der zusätzliche Sanierungsaufwand für eine Nutzung als Museum beträgt 500.000 €. A beantragt deshalb die Genehmigung zum Abbruch der Villa. Die Genehmigung wird abgelehnt, weil die Villa als Kulturdenkmal unter Denkmalschutz gestellt worden ist und die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Abbruchgenehmigung nicht gegeben sind. Die A-AG hält dies für eine unverhältnismäßige Einschränkung ihres Eigentums. Widerspruch und Klage der A-AG gegen die Unterschutzstellung und die Ablehnung der Abbruchgenehmigung bleiben in allen Instanzen erfolglos. Hätte eine Verfassungsbeschwerde der A-AG Aussicht auf Erfolg?

Auszug aus dem Hessischen Denkmalschutz- und -pflegegesetz:

§ 2

Pflicht zur Erhaltung und Pflege

(1) Eigentümer (...) sind verpflichtet, die Kulturdenkmäler im Rahmen des Zumutbaren zu erhalten und zu pflegen (...).

§ 13

Genehmigung von Veränderungen

(1) Ein geschütztes Kulturdenkmal darf nur mit Genehmigung

1. zerstört, abgebrochen, zerlegt oder beseitigt, (...)

werden. Im Falle der Nummer 1 darf die Genehmigung nur erteilt werden, wenn andere Erfordernisse des Gemeinwohls die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege überwiegen; hierbei ist zu prüfen, ob den überwiegenden Erfordernissen des Gemeinwohls nicht auf andere Weise Rechnung getragen werden kann.

§ 31

Sonstige entschädigungspflichtige Maßnahmen

(1) Kann auf Grund einer auf diesem Gesetz beruhenden Maßnahme die bisher rechtmäßig ausgeübte Nutzung eines Gegenstandes nicht mehr fortgesetzt werden und wird hierdurch die wirtschaftliche Nutzbarkeit insgesamt erheblich beschränkt, so hat das Land eine angemessene Entschädigung zu leisten. Das gleiche gilt, wenn die Maßnahme in sonstiger Weise enteignend wirkt.

(Nach BVerfGE 100, 226 ff. - Denkmalschutz)

Auszug aus Landschaftsgesetz NW (i.d.F.d.B. v. 21. Juli 2001):
§ 7

Enteignung, Entschädigung, Ausgleich.


(1)
(…)



(2)
(…)


(3)
Soweit durch Maßnahmen, Gebote oder Verbote dieses Gesetzes (…)

1.
bisher ausgeübte rechtmäßige Grundstücksnutzungen aufgegeben werden müssen oder unzumutbar eingeschränkt oder erschwert werden, oder

2.
Aufwendungen wertlos werden, die für beabsichtigte, bisher rechtmäßige Grundstücksnutzungen in schutzwürdigem Vertrauen darauf gemacht wurden, dass diese rechtsmäßig bleiben, oder

3. die Lasten und Bewirtschaftungskosten von Grundstücken auch in absehbarer Zukunft nicht durch deren Erträge und sonstige Vorteile ausgeglichen werden können,

und hierdurch die Betriebe oder sonstigen wirtschaftlichen Einheiten, zu denen die Grundstücke gehören, unverhältnismäßig beeinträchtigt werden, ist eine angemessene Entschädigung in Geld zu leisten, sofern und soweit die Beeinträchtigung nicht durch anderweitige Maßnahmen vollständig oder teilweise ausgeglichen werden kann.



(4)
Die nach Absatz 3 gebotene Entschädigung ist in Verbindung mit der nutzungsbeschränkenden Maßnahme durch die zuständige Landschaftsbehörde anzuordnen; dabei sind vorrangig vertragliche Regelungen anzustreben.



(5)
Der Eigentümer kann in den Fällen des Absatzes 3 die ganze oder teilweise Übernahme eines Grundstücks verlangen, wenn und soweit es ihm mit Rücksicht auf die entstandenen Nutzungsbeschränkungen nicht mehr zumutbar ist, das Grundstück zu behalten.

Prof. Dr. Bernd Grzeszick, LL.M.

Fall 4 zu den Grundrechten

M ist Mieter eines Geschäfts an der S-Straße in Heidelberg. Um dort eine erforderliche Lärmberuhigung durchzuführen, beschließt die zuständige Behörde, die Pflastersteine gegen einen lärmdämmenden Straßenbelag auszutauschen. Die Arbeiten sollen drei Monate dauern. Während dieser Zeit soll die Straße für den Autoverkehr jeweils nur halbseitig gesperrt und der Fußgängerverkehr nur unwesentlich beeinträchtigt werden. Aber infolge eines von der Behörde verschuldeten Planungsfehlers kommt es anders. Die ganze Straße muss für 10 Monate für den Autoverkehr vollständig gesperrt werden. Fußgänger können die Häuser nur unter erheblichen Schwierigkeiten erreichen. M hat deshalb einen ganz erheblichen Geschäfts- und Gewinnrückgang. Das Geschäft kann nur durch private Kredite auf Freundschaftsbasis gerettet werden. M beantragt deshalb bei der zuständigen Behörde Ersatz für den entgangenen Gewinn. Die Behörde weist dies zurück. Hätte eine Klage des M vor dem Verwaltungsgericht Aussicht auf Erfolg?

(Vgl. BGH, NJW 1965, 1907 ff.; BGH, NJW 1965, 2196 ff.; BGH, NJW 1980, 2703 ff.)

Ausbürgerungsschutz
(Art. 16 Abs. 1 GG)
A.
Schutzbereich:

Deutsche Staatsangehörigkeit

B.
Grundrechtswirkung:
Abwehrrecht
C.
Eingriffsrechtfertigungen:



I.
Entzug i.S.v. Art. 16 I 1 GG






-
erfasst willkürliche i.S.v. nicht tradierte Zwangsausbürgerung






-
diese ist unzulässig



II.
Verlust i.S.v. Art. 16 I 2 GG





-
erfasst alle weiteren Verlusttatbestände






-
auch gegen den Willen des Betroffenen möglich, falls dieser






dadurch nicht staatenlos wird
Auslieferungsschutz

(Art. 16 Abs. 2 GG)
A.
Schutzbereich:

Keine Überführung in anderes Hoheitsgebiet

B.
Grundrechtswirkung:
Abwehrrecht



Beachte:
Kein Schutz gegen nicht zielgerichtete Ausweisung;













diese fällt unter Art. 11 GG

C.
Eingriffsrechtfertigung: Art. 16 II G
Asylrecht

(Art. 16a GG)
Frage:
Vereinbarkeit des Art. 16a GG mit Art. 79 III GG in Bezug








auf Art. 1 I GG, Art. 19 Abs. 2 GG, Art. 20 II, III GG?

Verfassungsbeschwerde

I.
Zulässigkeit
1.

Grundsätzliche Zuständigkeit des BVerfG



-

Verweis auf Art. 93 I Nr. 4a GG i.V.m. § 13 Nr. 8a BVerfGG




-

Zweck: Abgrenzung zu anderen Verfahrensarten

2.

Beteiligtenfähigkeit




2.1.

Beschwerdefähigkeit









-

§ 90 I BVerfGG: "jedermann" => Grundrechtsfähigkeit




2.2.

Prozessfähigkeit









-

Fähigkeit, Recht im Prozess sinnvoll wahrnehmen zu











können => Einsichtsfähigkeit für Grundrecht

3.

Beschwerdegegenstand




-

§ 90 I BVerfGG: Akt öffentlicher Gewalt




-

erfasst Handeln und Unterlassen gesamter staatlicher Gewalt






i.S.v. Art. 1 III GG

4.

Beschwerdebefugnis




-

Behauptung, in Grundrechten verletzt zu sein




-

Möglichkeit, dass Bf. durch hoheitl. Akt in Rechten verletzt




-

Zweck: Ausschluss von Popularklage und Abgrenzung zu






abstrakter Normenkontrolle




-

=> bei Gesetzen fordert BVerfG, dass Bf. durch das Gesetz









selbst, unmittelbar und gegenwärtig betroffen sein muss



4.1.

Selbst









- eigene rechtliche Betroffenheit; nicht bloß mittelbare










faktische Beeinträchtigung i.S.v. Interesse (Popularklage)



4.2.

Unmittelbar









-

zum Eingriff kein weiterer Vollzugsakt nötig









-

nicht unmittelbar, falls weiterer Vollzugsakt nötig oder











üblich









-

anders, falls Abwarten des Vollzugsakts unzumutbar;











v.a. bei Strafandrohung und OWi



4.3.

Gegenwärtig









-

Bf. ist schon und noch betroffen









-

erfüllt, wenn schon jetzt zu Dispositionen gezwungen,











die nicht mehr nachholbar bzw. korrigierbar sind, und











schon jetzt faktischer Zwang, um spätere Rechtsposition











nicht zu verlieren

5.

Rechtswegerschöpfung: § 90 II BVerfGG
6.

Subsidiarität




-

betrifft VfB gegen Gesetze, da gegen diese kein Rechtsweg






i.S.v. § 90 II BVerfGG gegeben




-

Bf. muss zuvor alle zur Verfügung stehenden und zumutbaren






Möglichkeiten von Rechtsschutz in Anspruch nehmen




-

vor allem fachgerichtliche inzidente Normenkontrolle (i.V.m.






Art. 100 GG) herbeizuführen




-

Ausnahme: § 90 II 2 BVerfGG analog

7.

Rechtsschutzbedürfnis




-

üblicherweise gegeben




-

anders, falls Hauptsache sich im Verfahren bereits erledigt hat




-

dann RSB gegeben falls:

-

fortwirkende Beeinträchtigung































-

Wiederholungsgefahr































-

Eingriff besonders belastend war































-

Frage grundsätzliche Bedeutung

































hat

8.

Form: §§ 23, 92 BVerfGG

9.

Frist: § 93 BVerfGG
II.

Begründetheit

1.

Grundsatz: § 95 I BVerfGG

2.

Besonderheit:
Urteilsverfassungsbeschwerde, d.h.



















Verfassungsbeschwerde gegen ein Urteil:



=>

Überprüfung des (i.d.R. letztinstanzlichen) Urteils nur auf








„Verletzung spezifischen Verfassungsrechts“; d.h.:




-

Anwendungsdefizit:
Gericht hat Anwendungsbereich der

























Grundrechte prinzipiell verkannt




-

Fehleinschätzung:

Gericht hat Bedeutung der Grundrechte

























prinzipiell verkannt oder prinzipiell falsch

























angewendet / gewichtet




-

Entscheidung willkürlich und unhaltbar




-

P.:
Verstoß gg. Justizgrundrechte (Art. 19 IV, 101, 103 GG)
Begründetheit einer Urteilsverfassungsbeschwerde
(bei Prüfung eines Freiheitsgrundrechtes)

Obersatz: Die VB ist begründet, wenn der Beschwerdeführer durch die angegriffene Maßnahme in seinen Grundrechten verletzt ist.

Im Rahmen einer Urteils-VB ist zunächst die verfassungsrechtliche Rechtmäßigkeit der Ermächtigungsgrundlage des Urteils zu prüfen. Danach ist das Urteil selbst zu prüfen, allerdings nur im Hinblick auf spezifische Verfassungsrechtsverletzungen. 
Begründung: Das BVerfG ist keine Superrevisionsinstanz, sondern prüft ausschließlich die Verletzung von Verfassungsrecht.

Eingriff in den Schutzbereich eines Grundrechts durch Urteil

Schutzbereich betroffen

Eingriff in den Schutzbereich
Verfassungsrechtliche Rechtfertigung des Eingriffs

Einschränkungsmöglichkeit feststellen

Rechtmäßigkeit des Eingriffs
Das Urteil ist überhaupt nur dann rechtmäßig, wenn es auf einer rechtmäßigen Ermächtigungsgrundlage beruht. Bevor das Urteil auf seine verfassungsrechtliche Rechtmäßigkeit hin geprüft wird, ist dessen Ermächtigungsgrundlage zu prüfen.

1. Rechtmäßigkeit der Ermächtigungsgrundlage

formelle Rechtmäßigkeit 

materielle Rechtmäßigkeit

besondere Anforderungen

z.B. qualifizierter Vorbehalt, verfassungsimmanente Schranken

allgemeine Anforderungen

insbes. Verhältnismäßigkeit

2. Rechtmäßigkeit des Urteils

=> Prüfung hinsichtlich spezifischer Verfassungsrechtsverletzungen

· Grundrecht übersehen (Anwendungsdefizit)

· Grundrecht falsch gewertet (Fehleinschätzung)

· Verstoß gegen Justizgrundrechte

· Willkürliche und offensichtlich unhaltbare Fehlentscheidungen

Endergebnis: VB begründet / unbegründet
Prof. Dr. Bernd Grzeszick, LL.M.

Übungsklausur zu den Grundrechten

Die Bundesministerin für Gesundheit und Soziale Sicherung (S) ist der Ansicht, dass nicht ausreichend vor den Gefahren des Alkoholkonsums gewarnt wird. Den zunehmenden Alkoholismus in der Gesellschaft sieht sie als ernste Gefahr. Es müsse Schluss sein mit der Bagatellisierung der Folgen des Alkoholkonsums. Wegen der offensichtlichen Wirkungslosigkeit vergangener Kampagnen, favorisiert sie eine Warnung direkt auf dem Produkt. Nach Meinung von Gesundheitsexperten und Psychologen ist eine Warnung dieser Art zur Vermeidung von Suchterkrankungen um einiges effektiver als andere, vom Produkt unabhängige Informationen oder Warnungen.



Durch geschicktes Vorgehen schafft sie es, dass ein Gesetz in den Bundestag eingebracht wird, das unter anderem folgenden Paragraphen enthält:

§ 3 Kennzeichnungspflicht

(1)
Auf Verpackungen für Getränke, die einen Alkoholgehalt von mehr als 2% Alkohol aufweisen, ist unter der Überschrift "Die Bundesministerin für Gesundheit und Soziale Sicherung rät:" einer der folgenden Warnhinweise, bei gleichen Gesamtzahlen, anzubringen:

1.
Übermäßiger Alkoholkonsum kann zu Sucht und Gesundheitsschäden führen.

2.
Alkohol schädigt das Kind in der Schwangerschaft.

(2)
Der Warnhinweis ist in schwarzer Schrift auf weißem Grund mit schwarzer Umrandung aufzubringen und muss mindestens 1/3 der Verpackungsoberfläche ausmachen.

(3)
Zuwiderhandlungen können mit einer Geldbuße bis zu einer Höhe von 50.000 Euro geahndet werden.

Der Gesetzesentwurf wird formell verfassungsgemäß als Gesetz verabschiedet und verkündet. Das Gesetz trat am 1. Dezember 2003 in Kraft.



Der Getränkehersteller G-GmbH spielt wegen der lukrativen Aussichten in diesem Bereich mit dem Gedanken, sein Fruchtsaftsortiment durch Einführung alkoholhaltiger Fruchtmixgetränke zu erweitern. Zu diesem Zweck wären Vorbereitungen in Bezug auf Produktion und Vermarktung des Produkts zu treffen. Die G hält die Warnungen für verfassungswidrig, weil die Warnungen negative Auswirkungen auf den Markt haben könnten. Deshalb überlegt sie, gegen das Gesetz eine Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht zu erheben. Hätte die Verfassungsbeschwerde Aussicht auf Erfolg?

Bearbeiterhinweise:
Auf sämtliche einschlägigen Rechtsprobleme ist einzugehen, gegebenenfalls im Wege eines

Hilfsgutachtens. Die Bearbeitungszeit beträgt 90 Minuten.

Lösungsskizze der Probeklausur Grundrechte

A. Zulässigkeit
I. Zuständigkeit des BVerfG

Der Verfassungprozessrechtsweg für die Verfassungsbeschwerde ergibt sich aus Art. 93 I Nr. 4a GG i.V.m. § 13 Nr. 8a BVerfGG.

II. Beteiligtenfähigkeit

Gemäß § 90 I BVerfGG kann "jedermann" wegen einer Verletzung seiner Grundrechte oder grundrechtsgleichen Rechte Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht erheben.

Bei der G-GmbH handelt es sich um eine juristische Person des Privatrechts. Auch inländische juristische Personen sind nach Art. 19 III GG Grundrechtsträger, soweit die Grundrechte ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind. Dabei kommt es nicht auf die Rechtsfähigkeit der juristischen Person an, da es nicht dem einfachen Gesetzgeber überlassen sein darf, wer in einem BVerfG-Verfahren als Grundrechtsträger beteiligtenfähig ist. Die G-GmbH wehrt sich gegen ein Gesetz, das in ihre geschäftliche Tätigkeit eingreift. Darin könnte ein Verstoß gegen Art. 12 I GG liegen. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist für die Beteiligtenfähigkeit ausreichend, dass eine bestimmte Tätigkeit ihrer Art nach in gleicher Weise von einer juristischen wie von einer natürlichen Person ausgeübt werden kann. Eine juristische Person kann die Erwerbstätigkeit der Getränkeherstellung ebenso ausüben wie eine natürliche Person. Somit ist die G beteiligtenfähig.

III. Beschwerdegegenstand

Aus § 90 I BVerfGG i.V.m. Art. 1 III GG ergibt sich, dass jeder Akt der deutschen öffentlichen Gewalt (Legislative, Exekutive, Judikative) tauglicher Beschwerdegegenstand sein kann. Im vorliegenden Fall handelt es sich um ein formelles Gesetz, also einen Akt der Legislative. Somit liegt ein tauglicher Beschwerdegegenstand vor.

IV. Beschwerdebefugnis

Die G behauptet, in ihren Grundrechten verletzt zu sein. Dabei ist erforderlich, dass die Behauptung eine gewisse Plausibilität besitzt, d.h. es müsste die Möglichkeit bestehen, dass sie durch den hoheitlichen Akt in ihren Grundrechten verletzt wurde. Eine Verletzung der G in ihrem Grundrecht aus Art. 12 I GG kann jedenfalls nicht ausgeschlossen werden und ist damit grundsätzlich möglich.

Bei RechtssatzVfB: Die Verfassungsbeschwerde soll keine Popularklagen ermöglichen und auch keine abstrakte Normenkontrolle sein, die nur bestimmten Antragstellern vorbehalten ist. Hinzu kommt, dass das Merkmal der Rechtswegerschöpfung gemäß § 90 II BVerfGG bei formalen Gesetzen bedeutungslos ist, da kein Rechtsweg besteht. Als Korrektiv fordert das BVerfG daher, dass der Beschwerdeführer durch das Gesetz selbst, unmittelbar und gegenwärtig betroffen sein muss.

1. Selbst

Selbst betroffen meint dabei eine eigene rechtliche Betroffenheit und nicht eine bloß mittelbar faktische Beeinträchtigung. Wenn G sich dazu entschlösse, alkoholische Getränke zu produzieren, wäre sie Adressat der gesetzlichen Regelung und insofern selbst in Art. 12 GG betroffen.

2. Unmittelbar

Unmittelbar wirkt ein Gesetz, das eingreift, ohne dass ein weiterer Vollzugsakt nötig ist. § 3 III des neuen Gesetzes beinhaltet eine Strafdrohung. Diese träte jedoch nicht ohne weiteres behördliches Handeln von selbst ein. Nötig für die Verhängung der Strafe ist somit ein weiterer Vollzugsakt, der klarstellen würde, ob und wie das Gesetz überhaupt auf die G angewendet wird. Trotzdem ist hier eine unmittelbare Wirkung zu bejahen, entweder weil man darauf abstellt, dass das Gesetz schon ohne Vollzugshandlung Verhaltensregeln aufstellt oder weil man trotz der fehlenden Vollzugshandlung es für G als nicht zumutbar ansieht, das Risiko der Verhängung einer Strafe und damit eines Strafmakels einzugehen. Daher betrifft die gesetzliche Regelung die G auch unmittelbar.

3. Gegenwärtig

Das Merkmal der Gegenwärtigkeit erfordert, dass der Beschwerdeführer durch den Akt der öffentlichen Gewalt schon aktuell und nicht nur virtuell betroffen ist. Die G-GmbH ist, solange sie nicht alkoholhaltige Getränke in den Handel bringt, nicht Adressat des Gesetzes. 

Dennoch kann die Einführung der Warnpflicht sich auch jetzt schon in der Art auf die G auswirken, dass sie ihre Expansionspläne in diesem Bereich zurückstellt. Fraglich ist, ob dies für eine gegenwärtige Betroffenheit im Rahmen einer Verfassungsbeschwerde ausreicht.

Das BVerfG sieht eine gegenwärtige Betroffenheit für einen noch nicht zum Adressatenkreis gehörenden Beschwerdeführer auch dann als gegeben an, wenn dieser durch das Gesetz schon jetzt zu unkorrigierbaren Entscheidungen gezwungen ist oder Dispositionen treffen muss, die später nicht mehr nachgeholt werden können. Voraussetzung ist jedoch, dass das Gesetz schon jetzt faktischen Zwang ausübt, wie z.B. die Pflicht zur Zahlung veränderter Beiträge, um eine spätere Rechtsposition nicht zu verlieren.

Dies ist hier jedoch aus mehreren Erwägungen fraglich. Die G hat noch keine konkreten Markteintrittspläne, vielmehr befindet sie sich in einem bloßen Motivationsstadium. Ob also die G jemals zu den Adressaten des Gesetzes gehören wird, ist nicht sicher. Hinzu kommt, dass die Auswirkungen der Warnungen im Einzelnen nicht klar sind. Jedenfalls kann die G abwarten und sich nach ausgiebiger Marktbeobachtung immer noch für eine Investition in diesem Bereich entscheiden.

Somit ist die G durch das Gesetz nicht gegenwärtig betroffen.

Zwischenergebnis: Die Verfassungsbeschwerde der G ist deshalb unzulässig.

Die folgenden Punkte sind hilfsgutachterlich zu erörtern:

V. Subsidiarität (+)

VI. Frist und Form

Es ist davon auszugehen, dass die G die Verfassungsbeschwerde entsprechend § 93 III BVerfGG fristgerecht innerhalb eines Jahres einlegen kann; desgl. Form.

B. Begründetheit

Die Verfassungsbeschwerde der G-GmbH ist begründet, wenn die G in einem ihrer Grundrechte verletzt ist.

I. Verletzung von Art. 12 I GG

Die G könnte durch die Verpflichtung, Warnhinweise auf die Flaschen zu drucken, in ihrem Recht auf Berufsfreiheit aus Art. 12 I GG eingeschränkt sein.

II. Schutzbereich des Art. 12 I GG

Es muss der personelle und sachliche Schutzbereich des Art. 12 I GG betroffen sein.
1. Personeller Schutzbereich

Personeller Schutzbereich: Die G-GmbH ist eine juristische Person des Privatrechts. Juristische Personen des Privatrechts stehen ebenfalls unter dem Schutz des Art. 12 I GG. Obwohl sie keinen Beruf im herkömmlichen Sinne haben können, sind sie doch insoweit als Subjekte des Grundrechts anzusehen. Eine zu Erwerbszwecken dienende Tätigkeit, insbesondere Gewerbe, kann ihrer Art nach in gleicher Weise von einer juristischen wie von einer natürlichen Person ausgeübt werden. Die G ist als juristische Person genau wie eine natürliche Person betroffen, so dass im Hinblick auf Art. 19 III GG davon auszugehen ist, dass sie unter den personellen Schutzbereich des Art. 12 I GG fällt.

2. Sachlicher Schutzbereich

Sachlicher Schutzbereich: Berufswahl und Berufsausübung hängen eng miteinander zusammen und werden gemeinsam geschützt. 

Beruf: Jede erlaubte Tätigkeit, die auf Dauer berechnet ist, der Schaffung und Erhaltung einer Lebensgrundlage dient und nicht generell sozialschädlich bzw. verboten ist. Umfasst werden nicht nur traditionell fixierte Berufsbilder, sondern auch neu entstandene und frei erfundene Berufe. Die G ist Getränkehersteller, was einem traditionellen Berufsbild entspricht. Die Herstellung von Getränken und ihr Vertrieb sind nicht verboten und auf Dauer zur Gewinnerzielung angelegt. Mithin handelt es sich bei der Herstellung von Getränken um einen Beruf.

Geschützt sind die Berufsausübung und die Berufswahl. Berufsausübung: Umfasst ist die gesamte berufliche und gewerbliche Tätigkeit, d. h. die Form, Mittel, sowie die Bestimmung des Umfangs und Inhalts der Betätigung. Dazu gehören auch die Führung bestimmter Berufsbezeichnungen, die Beschäftigung anderer Personen, der Umfang der unternehmerischen Tätigkeiten in wirtschaftlicher Hinsicht und die berufliche Werbung. Dazu gehört auch das Recht, die Vermarktung und die Gestaltung des Designs der Flaschenetiketten zu bestimmen, um so die Werbewirksamkeit des Etiketts zu wahren und bestmögliche Umsätze zu erzielen.

III. Eingriff in den Schutzbereich des Art. 12 I GG 

§ 3 des Gesetzes müsste in die Berufsfreiheit der G eingreifen. 
Eingriff in die Berufsfreiheit: Dies ist nicht schon dann der Fall, wenn das Gesetz irgendwie geartete, entfernte nachteilige Folgen für die berufliche Tätigkeit hätte. Die G ist nicht in ihrer Berufswahl beschränkt. § 3 verbietet ihr nicht, Getränkeflaschen mit alkoholischem Inhalt herzustellen, so dass weder subjektive noch objektive Zulassungsvoraussetzungen betroffen sind. 

Die G könnte aber in ihrer Berufsausübung beschränkt sein. Sie spielt wegen der lukrativen Aussichten in diesem Bereich mit dem Gedanken, ihr Fruchtsaftsortiment durch Einführung alkoholhaltiger Fruchtmixgetränke zu erweitern. Durch die gesetzliche Verpflichtung kann die G nicht mehr frei bestimmen, wie sie die Getränke etikettiert und muss einen Warnhinweis vor dem Produkt auf demselbigen anbringen, was zu Umsatzeinbußen führen kann. Die G wird Warnhinweise gegen Alkoholkonsum auf die Verpackung der alkoholischen Fruchtsaftmixgetränke drucken müssen, die dazu führen, dass die Werbewirksamkeit des Produktes abnimmt und die daraus resultierenden negativen Auswirkungen auf dem Markt sich in Umsatzeinbußen niederschlagen. Damit greift § 3 in die Berufsausübung der G ein. Der Schutzbereich des Art. 12 GG ist somit betroffen.

IV. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung

Der Eingriff in Art. 12 I GG ist verfassungsmäßig gerechtfertig, wenn das den Eingriff begründende Gesetz formell und materiell verfassungsgemäß ist. Art. 12 I S. 2 GG enthält einen einfachen Gesetzesvorbehalt, d. h. Art. 12 I GG kann durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes eingeschränkt werden.
1. Formelle Rechtmäßigkeit des Gesetzes

Gesetz meint ein vom Parlament beschlossenes förmliches Gesetz. Der Gesetzesentwurf wird formell verfassungsgemäß als Gesetz verabschiedet, verkündet und trat am 01.12.03 in Kraft. Somit liegt ein vom Parlament beschlossenes förmliches Gesetz vor.

2. Materielle Rechtmäßigkeit des Gesetzes

Materielle Verfassungsmäßigkeit liegt vor, wenn § 3 des Gesetzes den Erfordernissen der Verhältnismäßigkeit genügt.
a) Verhältnismäßigkeit des Gesetzes

§ 3 ist verhältnismäßig, wenn er einen legitimen Zweck verfolgt und zur Erreichung des legitimen Zwecks geeignet, erforderlich und angemessen ist.

Typisierung durch 3-Stufen-Lehre des BVerfG. Prüfung der Verhältnismäßigkeit in Bezug auf Stufen-Typisierung durchzuführen. Maßnahme zur Erreichung des als Ausübungsregelung legitimerten Zwecks geeigent, erforderlich und angemessen?

Zweck von § 3 des Gesetzes ist, vor den Gefahren des Alkoholkonsums zu warnen und der Bagatellisierung der Folgen des Konsums Einhalt zu gewähren. Dieser Zweck ist für eine Ausübungsregelung i.S.d. 3-Stufen-Lehre legitim, da Gesundheitsschutz eine vernünftige Erwägung des Gemeinwohls ist.

Geeignetheit von § 3 des Gesetzes: Durch die Warnhinweise auf den Flaschen werden die Konsumenten direkt vor dem Verzehr der Alkoholika auf die Gefahren aufmerksam gemacht. Durch die zeitliche Nähe zwischen Warnung und Konsum ist nach Gesundheitsexperten und Psychologen eine effektive Vermeidung von Suchterkrankungen gefunden worden. Somit ist § 3 geeignet.

Erforderlichkeit liegt vor, wenn es kein milderes Mittel gibt, das genauso geeignet ist. In der Vergangenheit liegende Kampagnen gegen den übermäßigen Konsum von Alkohol haben keine Wirkung gezeigt – die Folgen des Alkohols werden in der Bevölkerung weiterhin bagatellisiert. Somit ist § 3 als effektiveres Mittel erforderlich.

Angemessenheit liegt vor, wenn der erstrebte Zweck nicht außer Verhältnis zum Grundrechtseingriff liegt, d. h. der Zweck, dem der Eingriff dient, muss umso wertvoller sein, je intensiver der Eingriff ist (→ Güterabwägung). Hier wieder Stufenlehre: Eine Regelung, die die Berufsausübung betrifft, ist angemessen, wenn Gesichtspunkte der Zweckmäßigkeit sie verlangen, wobei es um die Allgemeinheit, der Gefahren und Schäden drohen, und mal um den Berufsstand, der gesichert und gefördert werden soll, gehen kann. Der Warnhinweis direkt auf der Verpackung des gefährlichen Produktes soll der Bevölkerung die Gefahren des Alkohols, an dem jährlich viele Menschen sterben, vor Augen führen. Ziel des Gesetzes ist also der Schutz der Allgemeinheit vor den Gefahren des Alkohols. Sinn und Zweck des Gesetzes ist, die Volksgesundheit zu fördern, was eine Aufgabe des Staates und damit auch des Gesetzgebers ist. Nach Meinung von Gesundheitsexperten und Psychologen ist eine solche Warnung direkt auf dem schädigenden Produkt effektiver als die bisher durchgeführten Kampagnen zur Suchtbekämpfung. Ein solcher Schutz steht nicht außer Verhältnis zu dem möglichen Umsatzeinbußen der G. Jährlich sterben viele Menschen an den Folgen des Alkoholgenusses, so dass Bedarf an wirkungsvoller Vorbeugung besteht. Der Gesetzgeber darf die Gesundheit vieler Menschen mehr schützen als die mögliche Gewinnerzielungen eines Unternehmens. Die erwünschten Gewinnchancen in dem lukrativen Bereich der Alkoholproduktion sind in Anbetracht des Art. 2 II GG, der den Schutz des Lebens und der körperlichen Unversehrtheit garantiert, nicht so schützenswert wie die Gesundheit der Bevölkerung. Die negativen Auswirkungen auf dem Markt wiegen in Anbetracht der erzielten Wirkung, die alle Alkoholkonsumenten vor einem übermäßigen Alkoholgenuss warnt, nicht so schwer. Die G ist also nicht unangemessen beeinträchtigt. Das Gesetz wahrt mithin den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Der Eingriff ist demnach gerechtfertig.

b) Bestimmtheit des Gesetzes: Kein Problem.
Ergebnis: Die Verpflichtung einen Warnhinweis auf alkoholischen Getränken anzubringen, schränkt zwar die Berufsfreiheit der G ein, doch ist dieser Eingriff verfassungsrechtlich gerechtfertigt. Die Klage vor dem Bundesverfassungsgericht der G ist somit weder zulässig noch begründet.

Erfolgsaussichten der Verfassungsbeschwerde

A.
Zulässigkeit
I.

Grundsätzliche Zuständigkeit des BVerfG: +
II.

Beteiligtenfähigkeit




1.

Beschwerdefähigkeit: über Art. 19 III GG +




2.

Prozessfähigkeit: +

III.
Beschwerdegegenstand: +
IV.
Beschwerdebefugnis




1.

Selbst: +




2.

Unmittelbar:







-

eigentlich nicht unmittelbar, da weiterer Vollzugsakt nötig







-

aber: Abwarten des Vollzugsakts unzumutbar




3.

Gegenwärtig:







-

Bf. ist schon und noch betroffen







-

erfüllt, wenn schon jetzt zu Dispositionen gezwungen, die

nicht mehr nachholbar bzw. korrigierbar sind, und schon

jetzt faktischer Zwang, um spätere Rechtsposition nicht zu verlieren







-

im Fall: -

Hilfsgutachten:

V.

Rechtswegerschöpfung: Nicht einschlägig
VI.
Subsidiarität




-

betrifft VfB gegen Gesetze, da gegen diese kein Rechtsweg






i.S.v. § 90 II BVerfGG gegeben




-

Bf. muss zuvor alle zur Verfügung stehenden und zumutbaren






Möglichkeiten von Rechtsschutz in Anspruch nehmen




-

vor allem fachgerichtliche inzidente Normenkontrolle (i.V.m.






Art. 100 GG) herbeizuführen




-

im Fall: entsprechende Möglichkeit nicht ersichtlich




-

zudem: Ausnahme nach § 90 II 2 BVerfGG analog gegeben

VII.
Rechtsschutzbedürfnis





-

üblicherweise gegeben





-

anders, falls Hauptsache im Vefahren bereits erledigt




-

hier: nicht der Fall

VIII.
Form: §§ 23, 92 BVerfGG

IX.

Frist: § 93 BVerfGG
B.
Begründetheit

I.

Schutzbereich: Art. 12 GG, Berufsfreiheit

1.

Beruf:




-

auf gewisse Dauer angelegte Tätigkeit: +

-

auf Schaffung und Erhaltung von

Lebensgrundlage zielt: +

-

Erlaubtheit i.S.v. nicht nur sozialschädlich: +

2.

Verhalten:
Ausübung: +

II.

Eingriff: Falls Maßnahme „berufsregelnde Tendenz“ hat

-
subjektiv:

-

zielt auf Berufsregelung: - / +

-
objektiv: 

-

unmittelbare Auswirkung auf berufliche

Tätigkeit: + / -

-

mittelbare erhebliche Auswirkung: +

III.
Eingriffsrechtfertigung:
1.

Formelle Rechtmäßigkeit des Gesetzes: +

2.

Materielle Rechtmäßigkeit des Gesetzes: Gesetzesvorbehalt

=>
allgemeine Verhältnismäßigkeit; dabei Typisierung des

Verhältnisses von Mittel und Ziel im Rahmen der
Verhältnismäßigkeit i.e.S. in drei Stufen:

a)
objektive Zulassung

=>

zur Abwehr höchstwahrscheinlicher































schwerer Gefahren für überragend































wichtiges Gemeinschaftsgut

b)
subjektive Zulassung

=>
Ausübung des Berufs ohne

Erfüllung der Voraussetzungen

unmöglich oder 
unsachgemäß

i.S.v. Gefahr / Schäden für

Allgemeinheit

c)
Ausübung










 
=>
vernünftige Erwägungen des

Allgemeinwohls / Gesichtspunkte

der Zweckmäßigkeit

Hier:

Ausübungsregelung, die zu Erreichung des Ziels des

Gesundheitsschutzes geeignet und erforderlich ist und

in der Schwere der Auswirkungen in den Grenzen

einer Ausübungsregelung bleibt

3.

Bestimmtheit:

Kein Problem

Ergebnis:

Die Verfassungsbeschwerde der G ist weder zulässig

noch begründet.

Gleichheitsrechte
Systematik und Wirkung der Gleichheitssätze
-
allgemeiner Gleichheitssatz in Art. 3 I GG schützt die


Rechtsgleichheit

-

Inhalt:

Verbot grundloser Ungleichbehandlung

-

Wirkungen:

-

Rechtsanwendungsgleichheit


















=>
Gleichheit vor dem Gesetz

















-

Rechtssetzungsgleichheit (Art. 1 III GG)

=>
Gleichheit des Gesetzes bzw.

im Gesetz
-
spezielle Gleichheitssätze und Diskriminierungsverbote

-

Wirkung:
Ausschluss einzelner Gründe von der
Rechtfertigung einer Ungleichbehandlung

-
Prüfungsaufbau:

-

Feststellung von Ungleichbehandlung

-

Frage nach deren Rechtfertigung

allgemeiner Gleichheitssatz
(Art. 3 I GG)
I.
Verfassungsrechtlich relevante Ungleichbehandlung
1.
Staatliche Behandlung von Sachverhalt in bestimmter Art
2.
Staatliche Behandlung anderen Sachverhalts in

bestimmter anderer Art
3.
Beide Sachverhalte können unter einen gemeinsamen

Oberbegriff gefasst werden

Beachte:

-

Gleichheitssätze binden jeweils nur
denselben Träger staatlicher Gewalt


-

andernfalls liegt keine verfassungsrechtlich

relevante Ungleichbehandlung vor

II.
Verfassungsrechtliche Rechtfertigung

Grundsatz:

-

Rechtfertigungslast abhängig von der
Intensität der Ungleichbehandlung

-

Maßstab reicht vom Willkürverbot bis zur
Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne

1. Legitimer Zweck:
Wie üblich

2. Geeignetheit:
Wie üblich

3.
Erforderlichkeit

-
im Grundsatz wie üblich

-
bei Förderungen abgeschwächt:
genügend, dass keine

Alternative ersichtlich ist, die Förderungszweck besser

bewirkt und zugleich nicht geförderte Personengruppe

milder behandelt

4.
Angemessenheit

-

Anforderungen wachsen mit Intensität der


Ungleichbehandlung für den Betroffenen
-

von Willkürverbot i.S.e. sachlichen Grundes zu voller


Verhältnismäßigkeitsprüfung
-

Kriterien für „Intensität“:
-

Annäherung an Art. 3 III GG


























-

Einfluss des Betroffenen auf




























Ungleichbehandlung

-

Auswirkung der




Ungleichbehandlung auf




grundrechtlich geschützte




Freiheiten
Prof. Dr. Bernd Grzeszick, LL.M.

Fall 5 zu den Grundrechten

Das Gesetz über den Ladenschluss vom 28.11.1956 (LadSchlG) hat für Verkaufsstellen allgemeine Ladenschlusszeiten eingeführt. Abweichend hiervon dürfen gemäß § 4 Abs. 1 LadSchlG Apotheken an allen Tagen unbegrenzt geöffnet sein. Allerdings muss nach § 4 Abs. 2 LadSchlG für den Fall, dass in einer Gemeinde mehrere Apotheken vorhanden sind, außerhalb der allgemeinen Ladenschlusszeiten abwechselnd ein Teil der Apotheken geschlossen sein.

 Gemäß § 8 LadSchlG dürfen Bahnhofsverkaufsstellen während des ganzen Tages geöffnet sein. Nach § 8 Abs. 3 LadSchlG bleibt es aber für Apotheken bei den Vorschriften des § 4 LadSchlG.

 A betreibt im Heidelberger Hauptbahnhof eine Apotheke. Er fühlt sich durch § 8 Abs. 3 LadSchlG in seinen Grundrechten verletzt. Seine Apotheke müsse den anderen Bahnhofsgeschäften gleichgestellt werden und dürfe nicht der wechselweisen Schließung der Apotheken unterworfen werden. Die damit verbundene Einschränkung seiner beruflichen Freiheit sei nicht zu rechtfertigen. Ist § 8 Abs. 3 LadSchlG vefassungsgemäß?

(Vgl. BVerfGE 13, 225 ff. - Bahnhofsapotheke Frankfurt)

besondere Anforderungen

(Art. 3 II, III GG)
I.
Bedeutung:

Genannte Merkmale dürfen nicht als














Gründe für Ungleichbehandlung














verwendet werden (Differenzierungs-

verbote) bzw. verlangen eine

entsprechende Differenzierung
=> Ungleichbehandlungen können nur durch
kollidierendes Verfassungsrecht grechtfertigt werden!
II.

Einzelne Merkmale:



-

Geschlecht: Unterschied von Mann und Frau

-

Problem:

„Objektive biologische Unterschiede“

 zwischen Männern und Frauen

 (Schwangerschaft, Geburt, Stillen) und

 Art. 3 II 1, III 1 GG

-
BVerfG:
Entsprechende Differenzierung

gerechtfertigt (Durchbrechung)

-
a.A.:



Rückgriff auf andere Rechtsnormen

nötig, z.B. Art. 6 IV GG, Art. 3 II GG

-

dagegen sind „funktionale Unterschiede“, die

allein auf tradierten Rollenbildern beruhen,

nicht ausreichend, um Differenzierungsverbote zu

durchbrechen

-

Abstammung: Biologische Beziehung zu Vorfahren

-

Heimat:
Örtliche Herkunft mit Bedeutung

-

Herkunft:
Soziale Aspekte der Abstammung i.S.v.











sozialer Schicht
-

Rasse:
Gruppe mit bestimmten vererblichen









Eigenschaften

-

religiöse Anschauungen: Glauben iSv Art. 4 GG

-

Behinderung:
Nicht nur vorübergehende
















Beeintächtigung der körperlichen,















geistigen oder seelischen Funktionen

- 
Sprache: Muttersprache

- 
politische Anschauungen: Überzeugungen bzgl.

Staat und Gesellschaft

III.
Inhalt / Wirkung:
Grundrechtsträger darf wegen der



















Merkmale nicht (negativ / positiv)



















diskriminiert werden
P.:

„wegen“

=>
Kausalität:

-

eher wertend und eng



























-

häufig nicht klar in Rspr.




Tendenzen:
-

unzulässig ist Differenzierung, die auf


















Merkmal abstellt








-

Differenzierung, die auf damit zwar








verbundenes, aber weitergehendes








Verhalten abstellt, kann zulässig sein

















-

zulässig ist auch generelle Förderung


















in einem Merkmalsbereich, soweit sie


















nicht weiter differenziert
Verfassungsmäßigkeit von Frauenquoten
P.: Gesetz zur Frauenförderung im öffentlichen Dienst
A.
Art. 33 II GG
-
enthält strikte Begrenzung der Auswahlkriterien

-
Frauenförderung nur zulässig, soweit nach Kriterien des



Art. 33 II GG Gleichstand; nur dann schließt Art. 33 II GG


Rückgriff auf weitere Kriterien nicht aus

-
aber: auch dann weiteres Verfassungsrecht zu beachten

B.
Art. 3 II 1, III 1 GG

I.
Verfassungsrechtlich relevante Ungleichbehandlung

-
im Grundsatz gegeben

-
Art. 3 II GG kein kollektives Gruppengrundrecht der


Frauen

II.
Rechtfertigung

-
Geschlecht grundsätzlich unzulässiges


Differenzierungfskriterium

-
andere Regelung Durchbrechung, die Rechtfertigung


erfordert

1.
Zwingende biologische Unterschiede: -

2.
Funktionale Unterschiede: -

3.
Kollidierendes Verfassungsrecht:
a)
Sozialstaatsprinzip: -
b)
Art. 3 II 2 GG:
-
kein generell vorrangiger Verfassungsauftrag mit Gebot


der Angleichung der tatsächlichen Lebensverhältnisse
-
Ausgleich mit Art. 3 II 1, III 1 GG erforderlich

aa)
Legitimes Ziel:
- Frage: Frauenförderung legitimes Ziel?
- für Ergebnisgleichheit: -

- für Chancengleichheit: +

bb)
Geeignetheit: +
cc)
Erforderlichkeit:
-
Quote zwar unabhängig von Bewerberzahl
-
aber geringe Bewerberzahl möglicherweise



Ausdruck bereits realisierter Benachteiligung von Frauen

dd)
Angemessenheit:
-
Abwägung von Art. 3 II 1, III 1 GG mit Art. 3 II 2 GG
-
besser qualifizierte Männer generell nicht beeinträchtigt

-
im Übrigen bei gleicher Qualifikation Härtefälle durch



„Öffnungsklausel“ vermieden

P. dieser Regelung:
-
Einfallstor für unzulässige Diskriminierung in Praxis
-
zudem gleiche Qualifikation in Praxis kaum bei


hinreichender Nachforschung, bewusste „Blindheit“ mgl.
Auszug aus dem Landesbeamtengesetz NW:

§ 7 (Auslese, Eignung, Stellenausschreibung) (1) Die Auslese der Bewerber ist nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf Geschlecht, Abstammung, Rasse, Glauben, religiöse oder politische Anschauungen, Herkunft oder Beziehungen vorzunehmen.

§ 25
(Beförderung)

(...)


(6) Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 7 Abs. 1 vorzunehmen. Soweit im Bereich der für die Beförderung zuständigen Behörde im jeweiligen Beförderungsamt der Laufbahn weniger Frauen als Männer sind, sind Frauen bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung bevorzugt zu befördern, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen (…).
Teilhabeansprüche aus Gleichheitsrechten
-

aus Gleichheitsrechten keine originären Ansprüche auf



Leistung bzw. Schaffung einer Einrichtung
-

aber derivative Ansprüche möglich i.S.e. Anspruchs auf



gleiche Teilhabe an staatlichen Leistungen und



Vorkehrungen

-

soweit Leistungen gewährt werden, müssen diese


gleichmäßig gewährt werden

-

P.:

Verstoß dagegen auf zwei Arten korrigierbar:






-

Beginn von Begünstigung des zu Unrecht








Übergangenen oder






-

Einstellung der Begünstigung des zu Unrecht








Bevorteilten (Grenze: Vertrauensschutz)
Petitionsrecht
(Art. 17 GG)
A.
Schutzbereich:
I.
Voraussetzungen:
-
Petition: Schriftliche Bitte oder Beschwerde bezüglich

Ausübung öffentlicher Gewalt (nicht anonym)
-
zuständige Stelle:
Weit verstanden, Weiterleitungspflicht

-
Volksvertretung:
Bundestag, Landtage, Gemeinderäte

-
inhaltliche Grenzen:
Str., eher nicht
II.
Folge: Anspruch auf sachliche Bescheidung

-
Recht auf Entgegennahme + Mitteilung über Behandlung
-
Recht auf Begründung:
-

BVerfG:

Nein

























-

h.L.:




Ja

B.
Eingriffe: Wenn Anforderungen nicht erfüllt werden
C. Rechtfertigung: Nur kollidierendes Verfassungsrecht

Rechtsschutzgarantie
(Art. 19 Abs. 4 GG)
A.
Schutzbereich:
I.
Voraussetzungen:
1.
Öffentliche Gewalt:
-
Exekutive:
umfassend erfasst

-
Judikative: - 
h.M:
Nein (=>kein Recht auf Instanzenzug)

-
BVerfG:
Nur bei Verstoß gegen Art. 101 I 2,
103 I GG

-

a.A.:
Ja

-
Legislative:
Nicht Parlament (=>VfB nicht garantiert)

2.
Rechtsverletzung:
(Mögl.) Verletzung subjektiver Rechte
II.
Folge: Offenstehen des Rechtsweges

-
Recht auf Zugang zu sowie Verfahren vor und
Entscheidung durch staatliche Gerichte
-
BVerfG:
Grundsatz des effektiven Rechtsschutzes

-
P.:
Normgeprägtes Grundrecht, da stets gesetzliche

Ausgestaltung des Rechtswegs erforderlich



-
P.: Beurteilungsspielraum der Verwaltung

B.
Eingriffe: Wenn Anforderungen nicht erfüllt werden
=>

im Unterschied zu Ausgestaltung Eingriff dann

gegeben, wenn Einschränkungen in der Effektivität des

Rechtsschutzes durch Funktionsbedingungen der

Rechtspflege oder Rechtssicherheit nicht geboten;

dabei gewisse Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers
C. Rechtfertigung: Nur kollidierendes Verfassungsrecht

Justizgrundrechte
(Art. 101, 103 GG)
A.
Das Recht auf den gesetzlichen Richter (Art. 101 I 2 GG)

B.
Das Recht auf rechtliches Gehör (Art. 103 I GG)

C.
Nulla poena sine lege (Art. 103 II GG)
-
Gesetzlichkeit der Strafe
-
Gesetzesbestimmtheit der Strafe

-
striktes Verbot rückwirkender Strafgesetze
D.
Ne bis in idem (Art 103 III GG)
Prof. Dr. Bernd Grzeszick, LL.M.

Fall 6 zu den Grundrechten

Im Rahmen einer umfassenden Verwaltungsreform im Land L kommt es zur organisatorischen Zusammenlegung des Innenministeriums und des Justizministeriums. Dazu wird im Zuge der Umbildung der Landesregierung durch Landesgesetz bestimmt, dass die Geschäftsbereiche des bisherigen Innenministeriums und des bisherigen Justizministeriums zu einem Ministerium für Inneres und Justiz zusammengeführt werden.


Die Opposition ist einmal mehr empört: Sie sieht darin eine rechtswidrige Gleichschaltung der zweiten und dritten Gewalt, die die Verfahrensgrundrechte der Prozessbeteiligten verletze. Die Regierung ist dagegen der Ansicht, dass sie sich verfassungsgemäß verhalten habe, insbesondere das Recht auf den gesetzlichen Richter und der Grundsatz der Gewaltenteilung nicht verletzt wurden.


Wer hat Recht?

Zusatzfrage: Hätte die Zusammenlegung der Ministerien aufgrund eines ordnungsgemäß veröffentlichten Organisationserlasses des Ministerpräsidenten, dem der Landtag mit einfacher Mehrheit im Form einer politischen Entschließung zustimmt, durchgeführt werden dürfen?

(Vgl. VerfGH NRW, NJW 1999, 1243 ff.; E.-W. Böckenförde, NJW 1999, 1235 ff.; J. Menzel, NWVBl. 1999, 201 ff.; J. Wieland, DVBl. 1999, 719 ff.; A. Brinktrine JURA 2000, 123 ff.)

A.
Unabhängigkeit der Gerichte, Art. 92, 97 GG

-

Gefahr der Einwirkung durch Organisation

-

aber:

-

Gerichte ohne echte Selbstverwaltung,











stets durch die Exekutive verwaltet









-

rechtsprechende Gewalt ist von Gerichts- bzw.











Justizverwaltung zu unterscheiden









-

hier durch Verwaltung kein Eingriff in Bereich











der rechtsprechenden Gewalt, Verwaltung übt











nicht Funktion der „Rechtsprechung“ aus

B.
Sachliche + persönliche Unabhängigkeit

des Richters, Art. 97 GG



I.
Sachliche Unabhängigkeit






-

schützt Freiheit von Weisung und Zwang bei








Ausübung der Rechtsprechungsfunktion






-

aber: diese von Zusammenlegung nicht berührt




II.
Persönliche Unabhängigkeit






-

schützt Freiheit bei Rechtsprechungsfunktion vor








Absetzung, Versetzung, vergleichbare Maßn.






-

aber:

-

Dienstaufsicht jenseits der richterlichen
















Tätigkeit ieS damit vereinbar














-

durch Zusammenlegung nur diese
















berührt, kein Einfluss auf richterliche

Tätigkeit
C.
Bestand eigenständigen Landesjustizministeriums




-

Art. 98 IV GG




-

anders als Art. 95 II GG




-

zudem Tradition des eigenständigen

Justizministeriums




-

aber:

-

Regelung funktional zu verstehen iSd für














Justizzweig zuständigen Ministers












-

nicht institutionelle Garantie eines














Ministeriums, sondern nur eines Ministers












-

desgl. steht auch hinter Art. 95 II GG












-

anders als Art. 96 II GG für BdJustizMin;














zudem Art. 96 II GG str!

